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Textgegeniiberstellung

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

Artikel 1
Anderung des Bundesgesetzes iiber die Rechtspersonlichkeit von religiosen Bekenntnisgemeinschaften

SchluBBbestimmungen
§12. (1) und (2) ...

Koordinationsbestimmung

§ 11b. Die Bundesminister haben, soweit in ihrem Wirkungsbereich die
Stellung oder die Rechte der Kirchen und Religionsgesellschaften oder die
Rechtspersonlichkeit der religiosen Bekenntnisgemeinschaften beriihrt sind, den
mit Angelegenheiten des Kultus betrauten Bundesminister zu informieren und
anzuhdren. Entgegenstehende Verschwiegenheitspflichten bleiben unberiihrt.

SchluBSbestimmungen
§12. (1) und (2) ...

(3) Der Titel sowie §11b samt Uberschrift in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2021 tritt mit dem auf die Kundmachung
folgenden Tag in Kraft. “

Artikel 2
Anderung des Islamgesetzes 2015

Versagung und Aufhebung der Rechtspersonlichkeit
§5.(1) ..

(2) Die Bundesregierung hat die Anerkennung der Religionsgesellschaft mit
Verordnung, der Bundeskanzler die Rechtspersonlichkeit einer Kultusgemeinde
mit Bescheid aufzuheben, wenn

1.und 2. ...

Versagung und Aufhebung der Rechtspersonlichkeit
§5.(1) ..

(2) Die Bundesregierung hat die Anerkennung der Religionsgesellschaft mit
Verordnung, der Bundeskanzler die Rechtspersonlichkeit einer Kultusgemeinde
oder einer nach innerreligionsgesellschaftlichem Recht mit Rechtspersonlichkeit
ausgestatteten Einrichtung, die fiir den staatlichen Bereich Rechtspersonlichkeit
erlangt hat (§ 23 Abs. 4), mit Bescheid aufzuheben, wenn

1.und 2. ...
2a. bei Einrichtungen gemdf} § 23 Abs. 4 ein Versagungsgrund gemdf; Abs. 1
Z 1 vorliegt und, nach Einbindung der Religionsgesellschaft, eine
unverziigliche Aufhebung zum Schutz der dort genannten Interessen

Bun|piseanuebabixe | - afejlorsbunisifiey - 4O "1IAX X usfe|eg Jop 0S8

GUOAT



e ABruBWe |led MMM

Geltende Fassung

3.und 4. ...

(3)und (4) ...
Aufgaben einer Religionsgesellschaft
§ 7. Einer Religionsgesellschaft obliegen insbesondere
1.und 2. ...

3.die Vorlage von nach innerreligionsgesellschaftlichem Recht mit
Rechtspersonlichkeit ausgestatteten Einrichtungen fiir die Erlangung der
Rechtspersonlichkeit auch fiir den staatlichen Bereich, deren
vertretungsbefugten Organe und Organwalter sowie deren Anderungen
an den Bundeskanzler.

Rechtswirksamkeit innerreligionsgesellschaftlicher Entscheidungen
§ 23. (1) bis (4) ...

Theologische Studien
§24. (1) Der Bund hat ab dem 1.Jdnner 2016 zum Zwecke der
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zwingend erforderlich ist, auch ohne Aufforderung zur Abstellung,

3.und 4. ...

(2a) Der Bundeskanzler hat die Rechtspersonlichkeit einer Kultusgemeinde
nach Einbindung der Religionsgesellschaft mit Bescheid aufzuheben, wenn bei
einer Einrichtung der Kultusgemeinde ein Versagungsgrund nach Abs. 1 Z 1
vorliegt und die Kultusgemeinde den beanstandeten Missstand nicht unverziiglich
und ohne weiteren Aufschub behebt.

(3) und (4) ...
Aufgaben einer Religionsgesellschaft

§ 7. Einer Religionsgesellschaft obliegen insbesondere
1.und 2. ...

3.die Vorlage von nach innerreligionsgesellschaftlichem Recht mit
Rechtspersonlichkeit ausgestatteten Einrichtungen fiir die Erlangung der
Rechtspersonlichkeit auch fiir den staatlichen Bereich, deren
vertretungsbefugten Organe und Organwalter sowie deren Anderungen
an den Bundeskanzler;

4. die Vorlage der Aufzeichnungen iiber die Rechnungslegung,
insbesondere der Rechnungsabschliisse und diesbeziiglichen sonstigen
Finanzunterlagen, zum Zweck der Uberpriifung des § 6 Abs. 2;

5. das Fiihren einer Aufstellung aller ihr zugehérigen Einrichtungen und
aller ihrer Funktionstrdger und -trdgerinnen, einschlieflich religioser
Funktionstriger und -trdgerinnen. Religiose Funktionstriger und -
trdgerinnen sind nur soweit erfasst, als ihnen die Verbreitung der
religiosen Lehre der Religionsgesellschaft zurechenbar ist.

Rechtswirksamkeit innerreligionsgesellschaftlicher Entscheidungen

§23.(1) bis (4) ...

(5) Die Umwandlung, Vereinigung oder Auflosung solcher Einrichtungen
hat in gleicher Form zu erfolgen wund erlangt, unbeschadet der
vermogensrechtlichen Wirkungen einer solchen Mafinahme, fiir den staatlichen

Bereich Rechtswirksamkeit mit dem Tag des FEinlangens der Anzeige beim
Bundeskanzler, der das Einlangen schriftlich zu bestdtigen hat.

Theologische Studien
§24. (1) Der Bund hat ab dem 1.Jdnner 2016 zum Zwecke der
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theologischen Forschung und Lehre und fiir die wissenschaftliche Heranbildung
des geistlichen Nachwuchses islamischer Religionsgesellschaften den Bestand
einer theologischen Ausbildung an der Universitit Wien zu erhalten. Fiir diese
sind insgesamt bis zu sechs Stellen fiir Lehrpersonal vorzusehen.

2)bis (4) ...
Anzeige- und Meldeverpflichtungen

§ 25. Die Religionsgesellschaft und die Republik sind verpflichtet, iiber
Ereignisse, die eine Angelegenheit dieses Bundesgesetzes beriihren, den jeweils
anderen zu informieren. Dies gilt insbesondere fiir die Einleitung und Beendigung
von Verfahren, sowie die Verhdngung von Haft fiir den in den §§ 14 und 21
genannten Personenkreis, sowie fiir innerreligionsgesellschaftliche Rechtsmittel
gegen Wahlen in der Religionsgesellschaft oder einer Kultusgemeinde.
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theologischen Forschung und Lehre und fiir die wissenschaftliche Heranbildung
des geistlichen Nachwuchses islamischer Religionsgesellschaften den Bestand
einer theologischen Ausbildung zu erhalten. Fiir diese sind insgesamt bis zu sechs
Stellen fiir Lehrpersonal vorzusehen.

(2) bis (4) ...
Anzeige-, Melde- und Vorlageverpflichtungen

§ 25. (1) Die Religionsgesellschaft und die Republik sind verpflichtet, iiber
Ereignisse, die eine Angelegenheit dieses Bundesgesetzes beriithren, den jeweils
anderen zu informieren. Dies gilt insbesondere fiir die Einleitung und Beendigung
von Verfahren, sowie die Verhdngung von Haft fiir den in den §§ 14 und 21
genannten Personenkreis, sowie fiir innerreligionsgesellschaftliche Rechtsmittel
gegen Wahlen in der Religionsgesellschaft oder einer Kultusgemeinde.

(2) Die Religionsgesellschaft hat dem Bundeskanzler
1. alle Einrichtungen der Religionsgesellschaft und Kultusgemeinden oder
den Wechsel von Einrichtungen einer Kultusgemeinde zu einer anderen
gemdfp § 77 5, sowie
2. die  Funktionstrdger und -trdgerinnen einschlieflich religiéser
Funktionstrdger und -trdgerinnen auf Verlangen

bekanntzugeben.

(3) Von der Bekanntgabe nach Abs.2 Z2 erfasst sind tempordr tditige
Funktionstrdger und -trigerinnen, die nicht bereits bei einer Einrichtung der
Religionsgesellschaft gemeldet sind.

(4) Die Bekanntgabe oder deren Anderungen gemdfp Abs. 2 Z 2 erfolgt unter
Nennung der Funktion und deren Beginn, der Einrichtung einschlieflich deren
Anschrift, Angabe des Namens, des Geburtsdatums, der Staatsbiirgerschaft und
der Anschrift. Bei aufsenvertretungsbefugten Organen ist eine Kopie eines amtlich
giiltigen Lichtbildausweises fiir die Identifikation beizulegen und zudem sind eine
Telefonnummer sowie eine E-Mailadresse bekanntzugeben.

(5) Die Religionsgesellschaft, die Kultusgemeinde und die Einrichtungen
nach § 23 Abs. 4 sind zum Nachweis der Aufbringung der Mittel gemdfs § 6 Abs. 2
verpflichtet, die Aufzeichnungen iiber die Rechnungslegung und diesbeziiglichen
Unterlagen hinsichtlich aller ihrer Einrichtungen auf Nachfrage innerhalb einer
vom Bundeskanzler festzusetzenden Frist vorzulegen. Erfolgt die Finanzierung
durch eine andere juristische Person, so sind auch die diesbeziiglichen
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Durchsetzung von behordlichen Entscheidungen

§ 30. Zur Durchsetzung von Entscheidungen nach diesem Bundesgesetz kann
die Behorde mit Bescheid gesetz-, verfassungs- oder statutenwidrige Beschliisse
aufheben, GeldbufSen in angemessener Hohe verhdngen sowie andere gesetzlich
vorgesehene Mittel einsetzen.

In- und Auflerkrafttreten

§ 32. Das Gesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt in Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tritt das
Gesetz  betreffend die Anerkennung der Anhdnger des Islam als
Religionsgesellschaft, RGBI 159/1912 idF BGBI. 144/1988 (Anm.: richtig: idF
BGBI. Nr. 164/1988), zuletzt gedndert durch das Bundesministeriengesetz 2014,
BGBI. I Nr. 11/2014, aul3er Kraft.
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Unterlagen dieser vorzulegen.

Durchsetzung von behordlichen Entscheidungen

§ 30. (1) Bei Verstofsen gegen

1. § 4 Abs. 3 und 4,

2. §6Abs. 2,

3.§7Z4und 35,

4. §§ 14 und 21,

5. §23 Abs. 2 oder

6.5 25 Abs. 2 und 5

ordnet der Bundeskanzler mit Bescheid an, binnen angemessener Frist
gesetzwidriges Verhalten zu unterlassen oder die zur Herstellung eines
gesetzeskonformen Zustands erforderlichen Mafsnahmen zu setzen.

(2) Geldmittel, die entgegen der Bestimmung des § 6 Abs. 2 aufgebracht
wurden, kénnen fiir verfallen erkidrt werden.

(3) Zur Vollstreckung von Bescheiden nach Abs. 1 konnen die
Bezirksverwaltungsbehérden abweichend von §5 Abs.3 und 4 des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991 (VVG), BGBL Nr. 53/1991, Geldbufien
bei festgestellten Verstifien

1. gegen § 6 Abs. 2 bis zum Geldwert jener Mittel, welche gesetzwidrig im
Ausland aufgebracht wurden,

2. soweit sich ein Geldwert nach Z 1 nicht bestimmten ldsst, bis 3 600 Euro,

3. gegen § 25 Abs. 5 bis zu 3 600 Euro,

4. nach Z 3 durch Religionsgesellschaften, bis zu 36 000 Euro,

verhdngen.
In- und AuBBerkrafttreten

§ 32. (1) Das Gesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt in Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tritt das
Gesetz  betreffend die Anerkennung der Anhdnger des Islam als
Religionsgesellschaft, RGBI 159/1912 idF BGBI. 144/1988 (Anm.: richtig: idF
BGBI. Nr. 164/1988), zuletzt gedndert durch das Bundesministeriengesetz 2014,
BGBI. I Nr. 11/2014, auller Kraft.

(2) § 5 Abs. 2 und 2a, § 7 Z 3 bis 5, § 23 Abs. 5, § 24 Abs. 1, die §§ 25 und
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30 samt Uberschriften sowie die Bezeichnung des § 32 Abs. 1 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2021 treten mit dem auf die Kundmachung
folgenden Tag in Kraft.

Bun|piseanuebabixe | - afejlorsbunisifiey - 4O "1IAX X usfe|eg Jop 0S8

GUOAG



&\)“ OSTip

R
s 2 3 7
CHE I

Parlamentsdirektion
SIEGEL

Unterzeichner Par | ament sdi r ekt i on

Datum/Zeit-UTC 2021-05-12T14: 10: 02+02: 00

Prufinformation I nformationen zur Priufung des el ektroni schen Siegels und des Ausdrucks finden Sie unter:
https://ww. parl ament. gv. at/ si egel

Hinweis

Di eses Dokunent wurde el ektroni sch besiegelt.




	Textgegenüberstellung
	Artikel 1
	Änderung des Bundesgesetzes über die Rechtspersönlichkeit von religiösen Bekenntnisgemeinschaften

	Artikel 2
	Änderung des Islamgesetzes 2015


		2021-05-12T14:10:02+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




